zur Beratung der Großen Anfrage: Seniorinnen und Senioren in Deutschland (Tagesordnungs​punkt 16)
Sibylle Laurischk (FDP): Heute ist eine der weni​gen Gelegenheiten in dieser fast beendeten Legislaturpe​riode, die Seniorenpolitik parlamentarisch zu behandeln – schade eigentlich, denn hier wurden Chancen vergeben.

Mit der GA Seniorinnen und Senioren in Deutschland hat die FDP die Finger in die offene Wunde der Koali​tion gelegt. Wir haben Ihnen aufgezeigt, wo die Defizite liegen, und die Themen benannt. Passiert ist nichts. In der Vergangenheit wurde spätestens zum Ende der Le​gislaturperiode dieses Politikfeld nochmals aufgerollt; Frau von der Leyen hat darauf verzichtet. Frau von der Leyen hätte sich hier ein Beispiel an ihrer Vorgängerin Renate Schmidt nehmen können, statt nur die Schubla​den zu öffnen und die erarbeiteten Konzepte umzuset​zen. Egal, ob wir als FDP für oder gegen die Politik von Renate Schmidt waren: Sie hat das Spektrum des Minis​teriums, nämlich Familie, Senioren, Frauen, Jugend, Eh​renamt und Zivildienst, voll abgedeckt. 

Heute kümmert sich das Ministerium um die prestige​trächtige Familienpolitik, aber auch nur um diese. Ju​gendpolitik findet nicht statt, Seniorenpolitik findet nicht statt. Zivildienst? Was ist das? Kinderpornografie wird im Wirtschaftsministerium behandelt, und im Entwick​lungsministerium wird der größte Jugendfreiwilligen​dienst seit Jahrzehnten gegründet. Was ist mit den Senio​ren? Ach ja, es gab eine teure Plakataktion zum Jahreswechsel. Die Familienpolitik ist zwar ein heraus​ragend wichtiges Themenfeld, dies bedeutet aber nicht, dass alle anderen Themen unbearbeitet bleiben dürfen. 

Man ist ja erstaunt: Letzte Woche hielt Angela Merkel die Festansprache zur Eröffnung des 9. Deutschen Seniorentages in Leipzig und stellte fest, Deutschland werde besonders stark vom demografischen Wandel betroffen sein. Die Kanzlerin sagte dort wört​lich: „Die Größe dieser Herausforderung darf man nicht einfach unter den Tisch fallen lassen“. Diese bahnbre​chende Erkenntnis hätte sie schon früher ihrer zuständi​gen Ministerin mitteilen sollen, vielleicht wäre dann we​niger wertvolle Zeit verstrichen.

Die Entwicklung im Altersaufbau unserer Gesell​schaft ist schließlich bekannt. Der Anteil älterer Men​schen an der Bevölkerung steigt kontinuierlich. Sind heute circa 20 Prozent der Menschen 65 Jahre oder älter, so werden es im Jahr 2030 bereits circa 26 Prozent sein. Bis zum Jahr 2050 werden die Menschen zwischen 58 und 63 Jahren die stärkste Altersgruppe bilden. Heute sind es noch die 40- bis 45-Jährigen.

Die demografische Entwicklung ist die zentrale poli​tische Herausforderung der nächsten Jahrzehnte, weil sie in sämtliche Lebensbereiche der Bürger eingreift. Weder lässt sich diese Entwicklung verhindern noch wesentlich abschwächen. Politik für die ältere Generation war im​mer wichtig, aber ihre Bedeutung wird in einer immer älter werdenden Gesellschaft selbstverständlich zuneh​men. 

Leider hat das Seniorenministerium bei diesen wichti​gen Fragen bisher die Hände in den Schoß gelegt. Ein Blick in unsere Große Anfrage zeigt, dass wichtige Da​ten fehlen, die für eine zukunftsfeste politische Entschei​dung notwendig sind. Es gibt zum Beispiel keine Daten zum Vermögensverzehr und zur Lebensstandardsiche​rung im Alter, obwohl gerade diese Daten bei der immer größer werdendenden Zahl von Patchworklebensläufen mit einer damit verbundenen kleineren Rente und der gleichzeitig größer werdenden Zahl von alleinlebenden Senioren mit teurem Unterstützungsbedarf dringend not​wendig sind. Was rollt hier unter Umständen auf die Kommunen zu? Wir wissen es nicht. 

Es ist schlimm genug, dass wir außer in Sonntagsre​den nicht auf den demografischen Wandel vorbereitet sind, und unglaublich, dass die damit verbundenen Da​ten nicht erschlossen werden.

Die Bevölkerungsstruktur verändert sich, deshalb brauchen wir auch neue Konzepte, um aktiv zu altern. Wir brauchen neue Ansätze bei der Wohnungsplanung, der Wohnungsausstattung und der Wohnumfeldgestal​tung; denn eine adäquat gestaltete Wohnung kann auch dazu beitragen, Hilfe- und Pflegebedürftigkeit zu ver​meiden oder zumindest aufzuschieben: Barrierefreiheit, benutzerfreundliche Ausstattung, Alltagsmanagement wie Essen auf Rädern stehen an vorderster Stelle und verdienen mehr Beachtung. Dabei geht es schlicht und ergreifend um einfacher zu bedienende Fahrkartenauto​maten, Handys, Schraubverschlüsse bei Putzmitteln oder Medikamenten, eben den ganz normalen Alltag. Heute sind viele Produkte nicht nur kindersicher, sondern al​tensicher.

Trotz höherer Lebenserwartung, trotz immer besser werdender Gesundheit und höherer körperlicher Leis​tungsfähigkeit scheint die gesellschaftliche Wahrneh​mung vom Alter noch immer in die gegensätzliche Rich​tung zu gehen. Wir müssen weg von einem Bild, welches Alter mit Hilfs- und Pflegebedürftigkeit, Armut, Senilität oder Gebrechlichkeit gleichsetzt. 

Im demografischen Wandel ist die gesellschaftliche Akzeptanz des Leistungsvermögens der älteren Genera​tion essenziell. Diese Anerkennung und Akzeptanz ist eine gemeinsame Aufgabe von Politik, Medien und Ver​bänden – aber insbesondere jedes einzelnen Bürgers.

Erst, wenn das Altersbild in den Köpfen wieder der Realität entspricht, wird es möglich sein, den demografi​schen Wandel positiv zu gestalten. Dazu gehört auch die politische Partizipation älterer Menschen in den Kom​munen und nicht nur als Mitglied des Seniorenbeirates. Dazu gehört auch das lebenslange Lernen, das nur ge​lingt, wenn es früh angelegt wird.

Die FDP begreift die sogenannte Seniorenpolitik seit jeher als Querschnittsaufgabe, die alle Politikbereiche tangiert. Uns ist es nicht wichtig, eine spezielle Politik für ein bestimmtes Lebensalter zu kreieren, sondern jede politische Entscheidung auf ihre Auswirkungen auf die verschiedenen Lebensalter zu hinterfragen. Wir halten es für verfehlt, wenn zum Beispiel die Barrierefreiheit lediglich als Bestandteil der Politik für Menschen mit Behinderung diskutiert wird. Dort ist sie äußerst wich​tig – keine Frage –, aber sie ist nicht minder wichtig in einer alternden Gesellschaft, wo die Barrierefreiheit es​senzielle Voraussetzung für ein längeres Verbleiben in der eigenen Wohnung ist, aber auch für ein selbstständi​ges Bewegen im öffentlichen Raum.

Obwohl wir wissen, dass der Anteil alter und hochal​triger Frauen und Männer in den nächsten Jahrzehnten enorm zunehmen wird, berücksichtigen Stadtplanung, Verkehrsplanung, Wirtschaft, Industrie und auch die Bil​dungsplanung dies noch viel zu wenig. Der FDP kommt es nicht nur darauf an, Risiken und Gefahren der Überal​terung zu erkennen, sondern auch die Potenziale des Al​ters zu benennen und Visionen für das Alter zu entwi​ckeln. Hierzu gehören sowohl im Dienstleistungs- als auch im Konsumbereich neue Angebote, die auf die spe​zifischen Bedürfnisse einer älteren Generation ausge​richtet sind und neue wirtschaftliche Perspektiven eröff​nen.

